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Gewerbeverbandsdirektor
Hans-Ulrich Bigler. (2017, Bern)
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Der Nationalbank sollen gewisse Investitionen verbotenwerden.

Die Nationalbank hatte Ende
letzten Jahres 800 Millionen
Franken in US-Hersteller von
Nuklearwaffen investiert. Das
ist eine deutliche Zunahme.
Andreas Schmid

Die Investitionen der Schweizeri
schen Nationalbank (SNB) in
amerikanischeUnternehmen, die
Atomwaffen produzieren, haben
imviertenQuartal 2016 rund 800
Millionen Franken ausgemacht.
Ein Jahr zuvorwaren es nochwe
niger als 500Millionen gewesen,
wie die Statistik der zuständigen
US-Behörde zeigt.
SNB-SprecherWalter Meier er

klärt die Zunahme dieser Investi
tionenmit den höheren Devisen
reserven: Stiegen diese, erhöhten
sich auch die Aktienanlagen. Bei
unverändertemAktienanteil, wie
Meier betont. «Da wir indexbe
zogen anlegen, erhöht sich der
Bestand aller darin enthaltenen
Unternehmen», sagt Meier. Eine
strategische Aufstockung liegt
der Entwicklung also nicht zu
grunde, vielmehr liegt sie im An
lageAutomatismus begründet.
Meier hält zudem fest, die SNB

erwerbe keine Aktien von Fir
men, die international geächtete
Waffen produzierten, grundle
gende Menschenrechte verletz

DieAtomaktienderNationalbank

ten oder gravierende Umwelt
schäden verursachten.
Die Gruppe für eine Schweiz

ohne Armee (GSoA) zeigt sich
dennoch besorgt. Ihr dienen die
Zahlen, um ein Verbot gewisser
Aktienanlagen zu propagieren.
Eine Volksinitiative will es insti

tutionellen Anlegern wie SNB,
Pensionskassen und beruflichen
Vorsorgeeinrichtungen künftig
untersagen, in Kriegsmaterial
Hersteller zu investieren.
Die GSoA-Vollversammlung

soll das Begehren heute Sonntag
verabschieden, am 11. April ist die

Publikation des Initiativtextes im
Bundesblatt vorgesehen. Laut
GSoA-Generalsekretär Lewin
Lempert haben die Jungen Grü
nen alsMitinitianten zugesichert,
für das Anliegen 34000 Unter
schriften zu sammeln. Die SP-De
legierten beschlossen am Sams
tag ebenfalls, das Vorhaben der
GSoA zu unterstützen.
«Die hohen Investitionen der

SNB in US-AtomwaffenProdu
zenten stellen ein Sicherheits
risiko dar», sagt Lempert. Gerade
in Zeiten, in denen die Trump
Regierung mehr Nuklearwaffen
kaufen wolle, seien finanzielle
Beteiligungen an dieser Industrie
fragwürdig und problematisch.
Lempert führt als positives Bei
spiel das Bundesland Berlin an,
das aus der KriegsmaterialFinan
zierung aussteigen will. «Genau
das fordert die GSoA mit ihrer
KriegsgeschäfteInitiative ja von
den öffentlichen Institutionen.»
Bereits im letzten Herbst hatte

die Pensionskasse der Stadt Zü
rich bekanntgegeben, ab Dezem
ber 2016 keine Investitionen in
Produzenten von Nuklearwaffen
mehr zu tätigen. Rund 60Millio
nen Franken hatte sie zuvor in
solchen angelegt. Die GSoA hatte
im vergangenen April angekün
digt, auch kommunale Kriegsge
schäfteInitiativen zu lancieren.

Anders als der Schweizer Gewer
beverband hat der Kantonal
zürcher Gewerbeverband (KGV)
dieseWoche dieNeinParole zum
Energiegesetz beschlossen. Den
Entscheid fällte die sogenannte
Präsidentenkonferenz der Or
ganisation. Eine Erhöhung der
Energieeffizienz und einen Aus
bau der ökologischen Energie
produktion erachteten die Dele
gierten zwar als sinnvoll. Eine
Mehrheitwar jedoch der Ansicht,
dass das vorliegende Energie
gesetz, über das am 21.Mai ab
gestimmt wird, der falsche Weg
ist. Nach einem Streitgespräch
zwischen dem Zürcher FDP
Ständerat Ruedi Noser und SVP
Nationalrat Bruno Walliser (ZH)
beschlossen die Delegierten mit
38 gegen 25 Stimmen die Nein
Parole. Den Ausschlag für die
ablehnende Haltung gaben die
dem KGV angeschlossenen Be
rufsverbände.
Der Zürcher Gewerbeverband

unter dem Präsidium von SVP
Politiker Hans Rutschmann
fürchtet vor allem die Konse
quenzen von Lenkungsabgaben
und Bürokratie. Dagegen hofft
der Schweizer Gewerbeverband
unter seinem Direktor HansUl
rich Bigler (fdp., ZH), dass seine

Energiegesetz spaltet
dieWirtschaft

Mitglieder von der subventions
getriebenen Energiestrategie in
Form von Aufträgen profitieren.
Die abweichenden Parolen der

Gewerbeverbände sind bezeich
nend für die gespaltene Haltung
der Wirtschaft in dieser Frage:
DerWirtschaftsdachverbandEco
nomiesuisse und der Verband
Schweizerischer Elektrizitäts
unternehmen etwa geben gar
keine Parole heraus. Dafür warnt
ein «Wirtschaftskomitee gegen
das Energiegesetz» – dem neben
Swissmem auch die Pharma
industrie, Gastrosuisse und der
Baumeisterverband angehören –
vor Subventionswirtschaft und
Versorgungsengpässen. (cn.)

Nationalrätinnen wollen nationale Anlaufstelle für Kinder – gegen Willen des Bundesrats
Die Landesregierung soll eine
neue Kinder-Ombudsstelle
einrichten. Jährliche Kosten:
eine Million Franken.
RenéDonzé

Das Mädchen hätte nie in ein ge
schlossenes Jugendheim gehört:
Schnell erkannte die Leiterin,
dass ihr Heim der falsche Ort für
dieses Kind war. Doch nur dank
der Hilfe eines Anwalts konnte
die Jugendliche eine passende
Lösung erreichen. Solche Fälle
kennt Irène Inderbitzin, Ge
schäftsführerin von Kinderan
waltschaft Schweiz, zuhauf.
Jahr für Jahr berät die Organi

sation Hunderte Kinder und Ju
gendliche und ihre Angehörigen
in juristischen Fällen. «Die Kinder
sind angewiesen auf eine neutra
le und unabhängige Anlaufstel

le», sagt Inderbitzin. Denn nicht
immer entscheide das Umfeld
zu ihremWohl.
Kinderanwaltschaft Schweiz

hat sich eher unfreiwillig zu einer
Anlaufstelle für solche Fälle
entwickelt. Gegründet wurde sie
eigentlich als Standesorganisa
tion zur Sicherung einer kinder
gerechten Justiz, mit Weiterbil
dungsangeboten für Anwälte so
wie Informationen für Behörden
und Gerichte. Nur noch bis 2020
decken Stiftungen ihre Bera
tungsaktivitäten für Minderjäh
rige ab. Inderbitzin setzt sich dar
ummitNachdruck dafür ein, dass
der Bund eine Ombudsstelle für
Kinderrechte einrichtet.
Der Zeitpunkt dafür ist güns

tig: Derzeit arbeitet der Bund an
einer Vorlage für eine nationale
Menschenrechtsinstitution. Die
se soll Behörden, Unternehmen

in die Vernehmlassung gehen.
EineAusweitung auf eineKinder
Ombudsstelle ist darin nicht
vorgesehen, wie EDA-Sprecher
Stefan von Below sagt. Der Bun
desrat habe sich dagegen ausge
sprochen, gebe es doch schon ge
nügend Anlaufstellen für Kinder
in den Kantonen. Zudem seien
die Kosten zu hoch.
Gutmöglich aber, dass er noch

einmal auf seinen Entscheid
zurückkommen muss. Im Parla
ment formiert sich eine Gruppe
von Politikerinnen von links bis
rechts für eine solche Stelle. Zu
vorderst kämpft Nationalrätin
Christine BuillardMarbach (cvp.)
für das Anliegen. Die CoPräsi
dentin der Parlamentarischen
Gruppe Kinder und Jugend hatte
schon einmal eine Motion zum
Thema eingereicht. Die Schweiz
sei aufgrund der UnoKinder

rechtskonvention zur Einrichtung
einer Anlaufstelle verpflichtet,
sagt sie. SP-Nationalrätin Yvonne
Feri spricht von einer «verpassten
Chance» des Bundesrates.
Barbara KellerInhelder (svp.)

kann das Kostenargument der
Landesregierung überhaupt nicht
nachvollziehen: «Wenn man die
horrenden Kosten von Fehlent
scheiden reduzieren kann, wird
sich diese Investition lohnen.»
FDP-Nationalrätin Christa Mark
walderwill abwarten, ob der Bun
desrat nicht doch noch ein
schwenkt auf eineOmbudsstelle:
«Falls er dies in seiner Botschaft
nicht vorsieht, werde ich mich in
der Rechtskommission desNatio
nalrats dafür einsetzen», sagt sie.
Ein solcher Antrag könnte ange
sichts der parteiübergreifenden
Koalition gute Chancen im Parla
ment haben.

EineStimmefürdieKleinen
und Private beraten und unter
stützen. Als Pilotprojekt existiert
die Stelle bereits seit 2011 unter
dem Namen Schweizerisches
Kompetenzzentrum für Men
schenrechte, nun soll daraus eine
ständige Einrichtungwerden. Der
Bund rechnet mit Kosten von ei
ner Million Franken pro Jahr. «Es
wäre sinnvoll, dieser Institution
auch gleich eineKinderOmbuds
stelle anzugliedern», sagt Inder
bitzin. Sie schätzt, dass dafür eine
weitere Million Franken pro Jahr
benötigt würde.
So wie es aussieht, will der

Bundesrat indes nichts davon
wissen. Derzeit arbeiten das
Justiz und Polizeidepartement
(EJPD) und das Departement
für auswärtige Angelegenheiten
(EDA) an der konkreten Vorlage
für die Menschenrechtsinsti
tution – im Sommer soll sie
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Minderjährige sind auf neutrale Hilfe angewiesen, wenn ihr Leben aus den Fugen gerät: Spielende Kinder auf demCampingplatz an der Axenstrasse. (Sisikon, 28. Juli 2016)

InKürze
SP-Urabstimmung
zurRentenreform
Die Delegierten der SP Schweiz
haben am Samstag in Castione
im Tessin beschlossen, die
Position der SP zur Altersvor-
sorge 2020 in einer Urabstim-
mung zu ermitteln. Gleichzeitig
empfiehlt die Delegiertenver-
sammlung die Reformmit 140
zu 9 Stimmen bei 17 Enthaltun-
gen zur Annahme. Die Ja-Pa-
role zur Energiestrategie 2050
wurde von den sozialdemokra-
tischen Delegierten einstim-
mig gefasst. Die Urabstim-
mung startet nächsteWoche,
das Ergebnis wird die SP am
30. April bekanntgeben.

Autolenker droht
mitMachete
Ein 33-jähriger Autolenker hat
am frühen Samstagmorgen
während einer Irrfahrt zwi-
schen Zürich und Spreitenbach
mehrere Unfälle verursacht.
Zudem bedrohte er mehrere
Personen mit einer Machete.
Der Mazedonier, der offenbar
unter psychischen Problemen
leidet, fuhr wiederholt in die
Hecks vor ihm fahrender Auto-
mobile. Als die Bedrängten
ausstiegen, bedrohte er sie mit
der Machete. Polizisten der
Kantonspolizei Zürich nahmen
den Mann schliesslich in der
Nähe eines Einkaufszentrums
fest. Die Polizei sucht Zeugen.

Frontalkollisionbei
Brienz fordertOpfer
Ein 53-jähriger Autolenker aus
dem Kanton Bern ist am Frei-
tagabend auf der A8 bei Brienz
im Berner Oberland nach einer
Frontalkollision ums Leben
gekommen. Der Fahrer des
entgegenkommenden
Wagens, ein 20-jähriger Mann,
wurde beim Unfall schwer ver-
letzt. Er wurde in kritischem
Zustand ins Spital geflogen.
Die Gründe für den Zusam-
menstoss sind noch unklar. Die
A8 war zwischen Brienz und
Unterbach für rund sechs
Stunden gesperrt. (cn.)


